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BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
XII ZR 234/95 Verkündet am:

24. September 1997 
Küpferle,
Justizamtsinspektorin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Nachschlagewerk: ja

BGHZ: ja

BGB §§ 566, 126

a) Die Schriftform des § 126 BGB erfordert keine körperli­
che Verbindung der einzelnen Blätter der Urkunde, wenn 
sich deren Einheit aus fortlaufender Paginierung, fort­
laufender Numerierung der einzelnen Bestimmungen, ein­
heitlicher graphischer Gestaltung, inhaltlichem Zusam­
menhang des Textes oder vergleichbaren Merkmalen zwei­
felsfrei ergibt.

b) § 566 BGB stellt keine darüber hinausgehenden Anforde­
rungen an die äußere Beschaffenheit der Vertragsurkunde.
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BGH, Urteil vom 24. September 1997 - XII ZR 234/95 - OLG Karlsruhe
LG Mannheim
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die münd­
liche Verhandlung vom 24. September 1997 durch den Vorsitzen­
den Richter Dr. Blumenrohr und die Richter Dr. Krohn, Gerber, 
Sprick und Weber-Monecke

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Ur­
teil des 1. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Karlsruhe vom 16. August 1995 aufge­
hoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin begehrt die Feststellung, daß sie zur Un­
tervermietung berechtigt und die vom Beklagten ausgesprochene 
fristlose Kündigung unwirksam ist.

Mit Vertrag vom 23. September 1993 mietete die Klägerin 
von dem Beklagten gewerbliche Räume zur Nutzung als Imbiß­
oder Gaststätte für die Dauer von zunächst fünf Jahren.

Bei dem von den Parteien verwendeten Vertragsvordruck 
handelt es sich um einen im Schreibwarenhandel erhältlichen 
Formularsatz mit der Bezeichnung "Mietvertrag für gewerbliche 
Räume und Garagen". Er besteht im ursprünglichen Zustand aus
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einem Deckblatt mit Ausfüllhinweisen und drei durchpaginier­
ten, beidseitig bedruckten Blättern, die jeweils mit einem 
selbstdurchschreibenden Doppel unterlegt und mit diesem durch 
eine perforierte Kopfleiste verbunden sind.

Der graphisch einheitlich gestaltete Vertragstext be­
steht aus 2 6 Paragraphen, von denen sich die §§ 1 und 2 auf 
Blatt 1, die §§ 3 bis 6 auf Blatt 2 und die §§ 7 bis 10, 25 
und 26 sowie der Raum für die Unterschriften der Vertragspar­
teien auf Blatt 3 befinden. Die §§ 11 bis 16 sind auf der 
Rückseite von Blatt 1 abgedruckt und die §§ 17 bis 24 auf der 
Rückseite von Blatt 2, gefolgt von dem Hinweis "§§ 25 und 26 
- siehe Vorderseite Blatt 3". § 25 enthält den Hinweis, daß 
die auf der Rückseite von Blatt 1 und 2 abgedruckten Bestim­
mungen der §§ 11 - 24 ebenso Vertragsbestandteil sind wie die 
auf der Rückseite von Blatt 3 abgedruckte Aufstellung der Be­
triebskosten .

Die Parteien haben den Formularsatz im Zuge des Ausfül­
lens getrennt und jedes der beiden Vertragsexemplare unter­
schrieben, deren Einzelblätter aber weder zusammengeheftet 
noch auf andere Weise fest miteinander verbunden.

§ 14 des Vertrages, der eine Untervermietung ohne aus­
drückliche schriftliche Erlaubnis des Vermieters untersagt, 
ist in beiden Exemplaren mit Kugelschreiber durchgekreuzt und 
durch den Zusatz "wird gestattet" ersetzt worden. Die Partei­
en streiten darüber, ob diese Änderung dem übereinstimmenden 
Parteiwillen entsprach und anläßlich der Vertragsunterzeich­
nung vorgenommen wurde, oder ob beide Vertragsexemplare, wie 
der Beklagte behauptet, ohne sein Wissen vom Geschäftsführer 
L. der Klägerin nachträglich verändert wurden.
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Mit Vertrag vom 28. Dezember 1993 vermietete die Kläge­
rin die Gewerberäume an die Eheleute L. weiter. Wegen dieser 
Untervermietung mahnte der Beklagte die Klägerin ab und kün­
digte das Mietverhältnis mit Schreiben vom 17. Mai 1994 
fristlos.

Das Landgericht gab der Klage mit der Begründung statt, 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme sei § 14 des Mietvertra­
ges bereits bei dessen Unterzeichnung handschriftlich geän­
dert worden und die Untervermietung daher gestattet. Auf die 
Berufung des Beklagten hob das Oberlandesgericht das Urteil 
des Landgerichts auf und wies die Klage ab. Dagegen richtet 
sich die Revision der Klägerin, mit der sie ihr ursprüngli­
ches Begehren weiterverfolgt.

Entscheidungsgründe:

I.

Das Berufungsgericht läßt - aus seiner Sicht folgerich­
tig - dahinstehen, ob der Mietvertrag der Parteien die Unter­
vermietung gestattet oder ob die Klausel, die eine Unterver­
mietung ohne Erlaubnis des Vermieters untersagt, nachträglich 
einseitig verändert wurde. Es begründet die Abweisung der 
Klage damit, daß ein formwirksamer Mietvertrag zwischen den 
Parteien nicht zustande gekommen sei, weil die einzelnen 
Blätter des Vordrucks nicht derart miteinander verbunden ge­
wesen seien, daß diese Verbindung nur durch teilweise Sub­
stanzzerstörung oder mit Gewalt aufgehoben werden könne. Eine 
bloß gedankliche Verbindung könne die erforderliche Schrift­
form nicht wahren.
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II.

Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe der Re­
vision haben Erfolg; sie führen zur Aufhebung und Zurückver­
weisung. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts wahrt 
der von den Parteien Unterzeichnete Vertrag die wegen der 
vereinbarten Laufzeit von mehr als einem Jahr gemäß § 566 
Satz 1 BGB erforderliche Form.

1. Zutreffend ist der Ausgangspunkt des Berufungsge­
richts, daß ein der Schriftform bedürftiges Rechtsgeschäft in 
einer Urkunde enthalten sein muß, und daß die Zusammengehö­
rigkeit einer aus mehreren Blättern bestehenden Urkunde ent­
weder durch körperliche Verbindung oder aber sonst in geeig­
neter Weise erkennbar gemacht werden muß (vgl. RG JW 1924, 
796; RGZ 136, 422, 425; Palandt/Heinrichs, BGB 56. Aufl.
§ 126 Rdn. 4).

Nicht zu folgen ist dem Berufungsgericht indes, soweit 
es dies unter Hinweis auf BGHZ 40, 255, 263 sogleich wieder 
dahin einschränkt, daß die erforderliche Einheit der Urkunde 
(stets) eine Verbindung der einzelnen Blätter voraussetze, 
die nur durch Gewalt oder teilweise Substanzzerstörung aufge­
hoben werden könne, und somit die körperliche Verbindung als 
einzige Möglichkeit ansieht, die Zusammengehörigkeit einzel­
ner Bestandteile einer Urkunde ausreichend kenntlich zu ma­
chen.

Diese Auffassung differenziert nicht hinreichend zwi­
schen den allgemeinen, für den gesamten Bereich des Zivil­
rechts einheitlich geltenden Anforderungen an die äußere Be-
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schaffenheit einer privatschriftlichen Urkunde, wie sie in 
§ 126 Abs. 1 und 2 BGB vorausgesetzt wird, und den inhaltli­
chen Anforderungen, die sich aus den einzelnen gesetzlichen 
Bestimmungen ergeben können, die diese Schriftform für be­
stimmte Willenserklärungen und Vertragstypen vorschreiben.
Sie läßt insbesondere außer acht, daß die Entscheidung BGHZ 
40, 255 nicht einen Fall betraf, in dem die Zusammengehörig­
keit der Bestandteile eines sämtliche Vertragsabreden enthal­
tenden Schriftstücks fraglich war, sondern einen Fall, in dem 
sich die Gesamtheit der mietvertraglichen Vereinbarungen erst 
aus dem Zusammenspiel der Regelungen ergab, die teils in ei­
ner Haupturkunde und teils in einer darin in Bezug genomme­
nen, mit ihr aber nicht körperlich verbundenen weiteren Ur­
kunde enthalten waren (vgl. dazu auch BGH, Urteil vom 14. Ja­
nuar 1997 - KZR 36/95 - ZIP 1997, 1169, 1170).

2. Der Bundesgerichtshof hat die strengen Anforderungen 
an die Zusammengehörigkeit mehrerer Urkunden, die der V. Zi­
vilsenat in seiner Entscheidung BGHZ 40, 255, 263 ff für den 
Regelfall eines für längere Zeit als ein Jahr geschlossenen 
Mietvertrages über ein Grundstück insbesondere im Hinblick 
auf den Schutz eines späteren Grundstückserwerbers aufge­
stellt hat, in der Folgezeit für bestimmte Fälle, insbesonde­
re für Nachtrags- und Ergänzungsvereinbarungen, zunehmend ge­
lockert (sogenannte Auflockerungsrechtsprechung, vgl. BGHZ 
42, 333, 338 f; 52, 25, 28; Senatsurteil vom 26. Februar 1992 
- XII ZR 129/90 - NJW 1992, 2283 m.w.N.).

Hiervon zu unterscheiden ist die Frage, ob zur Wahrung 
der Schriftform auch eine körperliche Verbindung der einzel­
nen Blätter eines Ursprungsmietvertrages zu fordern ist. Die­
se Frage wird im Schrifttum und in der Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte unterschiedlich beantwortet:
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a) Die Notwendigkeit einer körperlichen Verbindung der 
einzelnen Bestandteile der Haupturkunde bejahen u.a. OLG 
Dresden, Urteil vom 18. Juni 1997 - 6 U 2249/96 - (JURIS);
OLG Karlsruhe, Urteil vom 25. März 1997 - 8 U 57/96 -, n.v. 
sowie in der hier angefochtenen Entscheidung; OLG Brandenburg 
ZMR 1997, 410; OLG Hamm, Urteil vom 11. Dezember 1996 - 30 U 
116/96 -, n.v.; OLG Naumburg, Urteil vom 27. August 1996 - 9 
U 8/96 -, n.v.; Sternei, Mietrecht, 3. Aufl. Kap. I Rdn. 199; 
Schlemminger NJW 1992, 2249, 2253; einschränkend ("grundsätz­
lich") Fritz, Gewerberaummietrecht, 2. Aufl. Rdn. 49; kri­
tisch Gerber/Eckert, Gewerbliches Miet- und Pachtrecht, 2. 
Aufl. Rdn. 25, 33 ff; Lützenkirchen WuM 1997, 135, 142; für 
schriftformbedürftige Erklärungen allgemein Jauernig, BGB 7. 
Aufl. § 126 Anm. 3 c und - unter Berufung auf die Rechtspre­
chung des Reichsgerichts - Erman/Brox, BGB 9. Aufl. § 126 
Rdn. 6.

b) Die Notwendigkeit einer körperlichen Verbindung der 
Blätter einer (nicht auf andere Schriftstücke Bezug nehmen­
den) Urkunde verneinen

für den Mietvertrag: OLG Naumburg, Urteil vom 28. Januar 
1997 - 11 U 11/96 - OLG-Report 1997, 211 f; KG, Urteile vom 
16. Juni 1997 - 8 U 86/96 -, n.v., KG-Report 1997, 49 und 
Grundeigentum 1997, 119, 120 = NJWE-MietR 1997, 175 f; OLG 
Hamburg, Urteile vom 2. April 1997 - 4 U 5/96 -, n.v. und vom 
27. März 1996 - 4 U 167/95 - Hamburger Grundeigentum 1996,
155 m.w.N.; OLG Düsseldorf WiB 1996, 356, 357 m. Anm. Bongen; 
OLG München ZMR 1996, 136 f; OLG Stuttgart NJW-RR 1996, 10 f;

über den Rahmen des Mietrechts hinaus: Flume, Allgemei­
ner Teil des BGB § 15 II 1 b, S. 252; Staudinger/Dilcher, BGB 
12. Aufl. § 126 Rdn. 9 i.V.m. § 125 Rdn. 22; MünchKomm-
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BGB/Förschler, 3. Aufl. § 126 Rdn. 10; Soergel/Hefermehl, BGB 
12. Aufl. § 126 Rdn. 4; AK/Hart, BGB § 126 Rdn. 5; einschrän­
kend Palandt/Heinrichs aaO § 126 Rdn. 4: jedenfalls bei Ver­
wendung eines aus Doppelblättern bestehenden, erkennbar zu- 
sammengehörenden Vetragsformulars.

Die Frage ist höchstrichterlich noch nicht entschieden.

3. Der Senat schließt sich der vorstehend unter b) ge­
nannten Auffassung an.

a) Die Frage, ob die "Auflockerungsrechtsprechung", die 
der Bundesgerichtshof in bezug auf Nachträge und Ergänzungen 
zu langfristigen Mietverträgen entwickelt hat, auch auf den 
Ursprungsvertrag selbst ausgedehnt werden kann (vgl. Bongen, 
Anm. zu OLG Düsseldorf WiB 1996, 356 f), stellt sich in die­
ser Form nicht. Denn die strengen Anforderungen, die BGHZ 40, 
255, 263 ff. an die Zusammengehörigkeit des Ursprungsvertra­
ges mit darin in Bezug genommenen weiteren Urkunden stellt, 
gelten nicht für den Ursprungsvertrag selbst.

b) Für bestimmte Willenserklärungen und Vertragstypen 
schreibt das Gesetz - abweichend vom Grundsatz der Formfrei­
heit - die Schriftform vor (z.B. §§ 566, 766, 780, 781 BGB,
§ 74 Abs. 1 HGB, § 34 GWB, § 4 VerbrKG, § 3 Abs. 1 BRAGO,
§ 11 BJagdG, §§ 1027, 1044 b ZPO).

Ob diese gewahrt ist, hängt zum einen von formalen Kri­
terien ab, die § 126 BGB für den gesamten Bereich des Privat­
rechts einheitlich regelt, wie sich bereits aus der Stellung 
dieser Vorschrift im Allgemeinen Teil des BGB ergibt, und zum 
anderen von inhaltlichen Kriterien, die jeweils den einzelnen 
Bestimmungen zu entnehmen sind, die die Schriftform vor­
schreiben, und sich insbesondere aus dem mit diesen Vor-
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Schriften jeweils verfolgten Schutzzweck ergeben (vgl. BGHZ 
57, 53, 59 m.N.; BGH, Urteil vom 2. Februar 1989 - IX ZR 
99/88 - BB 1989, 654; RGZ 57, 258, 260; Palandt/Heinrichs aaO 
§ 126 Rdn. 3).

c) Der Begriff der Urkunde wird in § 126 BGB nicht defi­
niert, sondern vorausgesetzt. Der Wortlaut dieser Vorschrift 
enthält keinen Hinweis darauf, daß nur ein aus einem Blatt 
oder aus mehreren körperlich miteinander verbundenen Blättern 
bestehendes Schriftstück als Urkunde anzusehen sei.

Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers sollte sich der 
Urkundenbegriff des § 126 BGB mit dem der Privaturkunde im 
Sinne des § 381 C.P.O. a.F. = § 416 ZPO decken (vgl. Motive I 
184 zu § 92; RG SeuffArch 64 Nr. 123). Auch dieser setzt nach 
allgemeinem Verständnis nicht mehr voraus als eine schrift­
lich verkörperte und vom Aussteller Unterzeichnete Gedanken­
erklärung (vgl. BGHZ 65, 300, 301). Insbesondere setzt die 
Urkundeneigenschaft eines Schriftstücks, das aus mehreren 
Blättern besteht, deren körperliche Verbindung nicht voraus.

d) Das Reichsgericht hat sich zu der Frage, ob eine Ur­
kunde im Sinne des § 126 BGB aus mehreren körperlich nicht 
miteinander verbundenen Blättern bestehen kann, nicht eindeu­
tig geäußert. Es sah die Schriftform als gewahrt an, wenn ei­
ne einheitliche Urkunde im Rechtssinn vorlag: "Ist für eine 
Willenserklärung Schriftlichkeit vorgeschrieben, so ist sie 
für die Erklärung in ihrer Gesamtheit vorgeschrieben, nicht 
aber für die Teile im einzelnen; die Willenserklärung muß in 
ihrer Gesamtheit in einer Urkunde enthalten sein. Erstreckt 
sich die Willenserklärung über mehrere Blätter, so müssen 
diese zu einer einheitlichen Urkunde im Rechtssinn zusammen­
gefaßt werden, zum Beispiel durch dauerndes unmittelbares
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Beifügen eines Schriftstücks als Anlage zu einem anderen 
Schriftstück ... Enthalten die Blätter in sich selbständige 
Willenserklärungen, so bedarf es außerdem einer Bezugnahme 
der einen Willenserklärung auf die andere" (RGZ 136, 422,
425; vgl. auch RGZ 125, 156, 159).

RGZ 148, 349 ließ diesem Maßstab zwei Briefe und ein 
Protokoll genügen, deren Zusammenhang darin bestand, daß sie 
in dieselbe gerichtliche Pflegschaftsakte gelangten. In der 
Entscheidung JW 1924, 796 sah das Reichsgericht die Schrift­
form als durch zwei getrennte Blätter gewahrt an, die wech­
selseitige Bezugnahmen enthielten und jeweils nur von einer 
Mietvertragspartei unterzeichnet waren. Entscheidend war so­
mit stets nur, ob die Zusammengehörigkeit aus bestimmten Um­
ständen ersichtlich war, unter denen die feste körperliche 
Verbindung nur eine (in RGZ 136, 422, 425 ausdrücklich als 
Beispiel bezeichnete) Möglichkeit unter mehreren darstellte 
(so z.B. in RGZ 107, 291).

Andererseits läßt sich der Entscheidung RGZ 105, 289,
292 - im Gegensatz zur Auffassung der Revision - nicht ent­
nehmen, daß sich das Reichsgericht gegen das Erfordernis ei­
ner körperlichen Verbindung von Einzelblättern ausgesprochen 
habe. Soweit dort unter Hinweis auf RG DJZ 1905 Spalte 650, 
Nr. 53 eine körperliche (feste oder lose) Verbindung als 
nicht erforderlich bezeichnet wird, ist zu beachten, daß in­
soweit nur zur Entscheidung stand, ob Allgemeine Geschäftsbe­
dingungen einer Bank, denen in einem Kundenschreiben zuge­
stimmt wird, urkundlicher Bestandteil dieses Schreibens wer­
den und deshalb eine Urkunde im Sinne des Stempelsteuergeset­
zes vorlag (vgl. dazu Wenz, Handkommentar zum Preußischen 
Stempelsteuergesetz [1930] § 1 Anm. 4). Daß diese Aussage zur 
festen Verbindung sich nicht auf das Schriftformerfordernis
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bezog, ergibt sich aus der nachfolgenden Feststellung des 
Reichsgerichts, daß eine solche Bezugnahme für die Schrift­
lichkeit im Sinne von § 126 BGB nicht ausreiche, weil das 
Kundenschreiben für sich allein nicht ersehen lasse, welche 
Erklärung abgegeben werden solle.

e) Auch der Bundesgerichtshof hat sich zu der Frage, ob 
ein aus mehreren körperlich nicht miteinander verbundenen 
Blättern bestehendes Schriftstück eine Urkunde im Sinne des 
§ 126 BGB darstellt, bislang nicht ausdrücklich geäußert. So­
weit der Zusammenhang mehrerer Urkunden zu beurteilen war, 
ist er zunächst dem Reichsgericht gefolgt und hat die Form 
als gewahrt angesehen, wenn auf eine andere Urkunde derart 
Bezug genommen wird, daß im Ergebnis die abgegebenen Erklä­
rungen in einer Urkunde enthalten seien, was in der Regel 
voraussetze, daß das in Bezug genommene Schriftstück der U n ­
terzeichneten Urkunde unmittelbar beigefügt werde; alsdann 
decke die Unterschrift unter der Haupturkunde den gesamten 
Inhalt der damit verbundenen Anlage (vgl. BGH, Urteil vom 26. 
Februar 1962 - VIII ZR 206/60 - LM Nr. 6 zu § 566 BGB). Erst 
das Urteil des V. Zivilsenats vom 13. November 1963 (BGHZ 40, 
255, 262 ff) folgert aus der Formbedürftigkeit sämtlicher 
Vertragsabreden, daß es über die bloße gedankliche Verbindung 
mehrerer Urkunden durch Bezugnahme hinaus im Regelfall erfor­
derlich sei, der Haupturkunde die sie ergänzenden Urkunden in 
einer dem Willen der Beteiligten entprechenden Weise derge­
stalt beizufügen, daß die körperliche Verbindung zwischen ih­
nen nur durch Gewalt oder teilweise Substanzzerstörung wieder 
gelöst werden könne.

Dieser Entscheidung kann zumindest insoweit, als die 
Schriftform des § 126 BGB in Frage steht, nicht entnommen 
werden, daß die gleichen Anforderungen auch an den Zusammen-
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hang eines aus mehreren Blättern bestehenden Ursprungsvertra­
ges selbst zu stellen seien. Denn das Erfordernis der "Beifü­
gung" durch körperliche Verbindung wird für den (Ausnahme- 
)Fall der Bezugnahme auf andere Urkunden aus der Einheit der 
Urkunde abgeleitet, wie sie als Wesensmerkmal der Schriftform 
dem in § 126 Abs. 2 BGB vorgesehenen Regelfall der Unter­
zeichnung eines Schriftstücks zu entnehmen sei (BGHZ 40, 255, 
263). Diese Ableitung aus der Urkundeneinheit bedeutet zu­
nächst nur, daß die Beifügung in Gestalt körperlicher Verbin­
dung geeignet und erforderlich ist, zwei oder mehr Schrift­
stücke zu einer einheitlichen Urkunde im Sinne des § 126 BGB 
zusammenzufassen. Für den Begriff der Urkunde selbst läßt 
sich daraus nichts entnehmen. Denn die Bezugnahme auf eine 
andere Urkunde setzt gedanklich voraus, daß die Bezugnahme 
außerhalb jener Urkunde selbst erklärt wird und eine voll­
ständige Wiedergabe ihres Inhalts erübrigt, und von der Bei­
fügung einer Urkunde kann nur gesprochen werden, wenn ein 
Schriftstück, das zunächst nicht Bestandteil der Primärurkun­
de ist, dieser räumlich zugeordnet wird. Die einzelnen Be­
standteile einer als gedankliche Einheit gewollten Erklärung, 
deren Umfang die schriftliche Verkörperung auf mehr als einem 
Blatt zur Folge hat, verdanken ihren inneren Zusammenhang 
hingegen nicht einer Bezugnahme auf andere, außerhalb ihrer 
selbst liegende Erklärungen, und eine körperliche Verbindung 
der einzelnen Blätter stellt eine bloße Zusammenfügung dar, 
nicht aber eine Beifügung zu einem anderen Schriftstück.

4. Entgegen der Ansicht der Revisionserwiderung folgt 
die Notwendigkeit körperlicher Verbindung auch nicht aus dem 
weiteren Erfordernis des § 126 BGB, daß die Erklärung vom 
Aussteller unterzeichnet sein muß. Voraussetzung für eine Na­
mensunterschrift im Sinne dieser Vorschrift ist zwar, daß sie 
die Urkunde räumlich abschließt, also unterhalb des Textes
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steht (vgl. BGHZ 113, 48, 54 m.N.). Wo der Text einer aus 
mehreren Blättern bestehenden Urkunde endet (und folglich 
durch Unterzeichnung abzuschließen ist), läßt sich aber auch 
ohne körperliche Verbindung der einzelnen Blätter in aller 
Regel zweifelsfrei feststellen, insbesondere dann, wenn die 
Paginierung der einzelnen Blätter, die fortlaufende Numerie­
rung der einzelnen Bestimmungen oder gegebenenfalls auch nur 
die logische Reihenfolge und der inhaltliche Zusammenhang des 
Textes die Reihenfolge der einzelnen Blätter und damit zu­
gleich die Textfolge und das Ende des Textes kennzeichnen.

Andernfalls könnte selbst eine handschriftliche, sich 
über zwei oder mehr nicht miteinander verbundene Blätter er­
streckende (oder gar eine auf einem beidseitig beschriebenen 
Blatt niedergelegte) Erklärung die Schriftform nur wahren, 
wenn jede einzelne Seite unterschrieben wäre. Es entspricht 
aber allgemeiner Auffassung, daß beispielsweise ein aus meh­
reren körperlich nicht miteinander verbundenen Blättern be­
stehendes und mit einer Unterschrift abschließendes Testament 
die Schriftform des § 2247 BGB wahrt (vgl. BayObLG FamRZ 
1991, 370, 371 m. N.; Staudinger/Baumann, BGB 13. Aufl.
§ 2247 Rdn. 95; vgl. auch schon Urteil des Obersten Gerichts­
hofs zu Wien vom 19. Juli 1883, SeuffArch 39 Nr. 29).

5. Aus der Sollvorschrift des § 44 BeurkG, derzufolge 
jede aus mehreren Blättern bestehende notarielle Urkunde mit 
Schnur und Siegel zu verbinden ist, läßt sich für Privatur­
kunden ebenfalls kein Erfordernis einer körperlichen Verbin­
dung ableiten, zumal ein Verstoß gegen diese Vorschrift die 
Wirksamkeit der Beurkundung nicht beeinträchtigt (vgl. 
Mecke/Lerch, BeurkG 2. Aufl. § 44 Rdn. 1; Weingärtner, 
Dienstordnung für Notare, 7. Aufl. Rdn. 395, 435; Kei- 
del/Winkler, FG Teil B, 12. Aufl. § 44 BeurkG Rdn. 10 sowie
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BGHZ 40, 255, 264 zur entsprechenden Vorschrift der Dienst­
ordnung für Notare). Nach der Begründung des Regierungsent­
wurfs eines Beurkundungsgesetzes (BT-Drucks. V/3282 S. 38) 
dient diese Sollvorschrift dem Zweck, einem Verlust einzelner 
Blätter vorzubeugen, da andere Arten der Verbindung sich als 
nicht ausreichend zuverlässig erwiesen haben.

Zudem gilt diese Vorschrift nicht ausnahmslos. Zwar sol­
len nach § 29 Abs. 2 der Dienstordnung auch Schriftstücke, 
die der Niederschrift beigefügt worden sind, mit dieser ver­
bunden werden. Für die bei der Errichtung einer Verfügung von 
Todes wegen zu übergebende Schrift ist indes eine Verbindung 
mit der Niederschrift nicht vorgeschrieben (vgl. Mecke/Lerch 
aaO § 44 Rdn. 3, Weingärtner aaO Rdn. 442).

Aber selbst dann, wenn die im Beurkundungsgesetz vorge­
schriebene Verbindung der einzelnen Blätter zwingende Voraus­
setzung für das Vorliegen einer öffentlichen Urkunde wäre, 
ließe dies keinen Rückschluß darauf zu, daß auch bei Pri­
vaturkunden die Wirksamkeit von der körperlichen Verbindung 
einzelner Blätter abhängig sei. Denn § 416 ZPO gilt auch für 
solche Urkunden, die als öffentliche Urkunden gewollt waren, 
aber wegen eines Mangels der für diese vorgeschriebenen Form 
keine öffentlichen Urkunden sind; ihnen kann gleichwohl als 
Privaturkunden die Beweiskraft des § 416 ZPO zukommen (vgl. 
für ein Dorftestament BGH, Urteil vom 4. April 1962 - V ZR 
110/60 - NJW 1962, 1149, 1151 f m.N.). Dies legt den Umkehr­
schluß nahe, daß spezielle Formerfordernisse, die das Gesetz 
an die Errichtung öffentlicher Urkunden stellt, für Privatur­
kunden gerade nicht gelten (a.A. Schlemminger aaO 2253).

6. Das Erfordernis körperlicher Verbindung der einzelnen 
Bestandteile einer Urkunde im Sinne des § 126 BGB läßt sich
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auch nicht aus dem Sinn und Zweck der Schriftform begründen 
(wobei zunächst außer acht zu lassen ist, ob der im Einzel­
fall eines bestimmten Geschäftstypus mit dem Formzwang ver­
folgte Zweck bestimmte Anforderungen stellt oder Lockerungen 
zuläßt).

Jeder gesetzliche Formzwang stellt eine Erschwerung des 
Abschlusses von Verträgen dar, denn er fügt dem als Geltungs­
grund des Rechtsgeschäfts im allgemeinen ausreichenden pri­
vatautonomen Willen der Parteien ein fremdbestimmtes Moment 
hinzu. Die teleologische Auslegung einer Formvorschrift muß 
deshalb einerseits die mit dem Formzwang verbundenen Zwecke 
berücksichtigen, andererseits aber jede unnötige Erschwerung 
des Rechtsverkehrs vermeiden und für Klarheit sorgen (vgl. 
Häsemeyer JuS 1980, 1, 2 f; ders.. Die gesetzliche Form der 
Rechtsgeschäfte, S. 209 ff). Das gilt insbesondere für die 
Schriftform, deren Anforderungen von häufig rechtsunkundigen 
Personen ohne fachjuristischen Rat gewahrt werden müssen (so 
schon RG JW 1924, 796).

a) Unter diesem Gesichtspunkt kommt den verbreiteten An­
schauungen darüber, was die Form erfordert, erhebliche Bedeu­
tung zu, selbst wenn man nicht so weit geht, stets "die sub­
jektive, also nach dem Verständnis der Parteien formgerechte 
Fassung als wirksam" gelten zu lassen (Häsemeyer JuS 1980, 1, 
6; ders.. Die gesetzliche Form der Rechtsgeschäfte, S. 270 
f.; kritisch dazu Bernard, Formbedürftige Rechtsgeschäfte, S. 
116 f, 120).

Insoweit ist zunächst festzustellen, daß die Auffassung, 
die Wirksamkeit eines schriftlich abzuschließenden Vertrages 
setze die feste Verbindung einzelner Blätter der Vertragsur­
kunde voraus, jedenfalls nicht als eine in der Bevölkerung
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allgemein verbreitete Anschauung angesehen werden kann. For­
mularverlage und Haus- und Grundeigentümerverbände bieten 
seit langem Vertragsformulare an, die keinen Hinweis darauf 
enthalten, daß die Einzelblätter zu heften und mit Anlagen in 
gleicher Weise zu verbinden seien.

Handelt es sich aber um eine "landläufige Vorstellung", 
daß eine solche körperliche Verbindung nicht erforderlich sei 
(vgl. Schlemminger aaO, 2250; Haase WuM 1995, 625), ließe ein 
solches Erfordernis es fraglich erscheinen, ob die Schrift­
form noch diejenige Form darstellt, die am ehesten verfügbar 
ist und von jedermann ohne fachjuristischen Rat eingehalten 
werden kann (vgl. RG JW 1924, 796; Häsemeyer, Die gesetzliche 
Form der Rechtsgeschäfte, S. 210).

b) In diesem Zusammenhang sind auch Überlegungen auf­
schlußreich, bestehende Formvorschriften im Hinblick auf die 
Entwicklungen des modernen Rechtsverkehrs zu lockern und so 
den Einsatz elektronischer Medien im Massenverkehr zu er­
leichtern (vgl. Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Ände­
rung des Bürgerlichen Gesetzbuches und anderer Gesetze, Bun­
desministerium der Justiz, I B 1 - 3414/2 - 11 1357/96,
Stand: 31. Januar 1997). Die nach diesem Entwurf durch Einfü­
gung eines § 126a BGB vorgesehene sogenannte Textform (bei­
spielsweise in Gestalt elektronisch übermittelter Textdatei­
en) verzichtet auf eine Verkörperung der Erklärung und soll 
die Schriftform des § 126 BGB insbesondere dann ersetzen, 
wenn die mit der Form bezweckte Informationsfunktion im Ver­
hältnis zur Beweisfunktion überwiegt.

c) Die der Schriftform des § 126 BGB unabhängig von der 
Art des jeweils formbedürftigen Geschäfts zukommende allge­
meine Warn— , Klarstellungs- und Beweisfunktion (vgl. Pa-
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landt/Heinrichs aaO § 125 Rdn. 1; MünchKomm-BGB/Förschler aaO 
§ 125 Rdn. 3 ff) läßt eine körperliche Verbindung der einzel­
nen Blätter einer Urkunde zwar wünschenswert, aber nicht un­
bedingt erforderlich erscheinen.

Die Warn- bzw. Übereilungsfunktion ist erfüllt, wenn dem 
Erklärenden der formbedürftige Inhalt seiner Erklärung hin­
reichend verdeutlicht wird. Für diese Funktion ist die 
Heftung der einzelnen Blätter ohne Belang. Ob eine möglicher­
weise von einem anderen vorgefertigte Erklärung nach einge­
hender Prüfung, nach flüchtiger Durchsicht oder ungelesen un­
terschrieben wird, hängt nicht davon ab, ob die Blätter ge­
heftet sind.

Auch die Klarstellungs- und Beweisfunktion ist bei einer 
aus mehreren nicht gehefteten Blättern bestehenden Urkunde 
nicht entscheidend beeinträchtigt. Dies belegt allein schon 
der Umstand, daß in den zahlreichen höchstricherliehen Ent­
scheidungen zur Urkundeneinheit der Inhalt der vertraglichen 
Abreden kaum je zweifelhaft war. Der vorliegende Fall, in dem 
eine nachträgliche Veränderung behauptet wird, bildet inso­
fern eine seltene Ausnahme. Indes hätte im vorliegenden Fall 
auch die Heftung der einzelnen Blätter eine Fälschung bei dem 
vom Beklagten behaupteten Geschehensablauf nur unwesentlich 
erschwert.

Allgemein bietet der Austausch gleichlautender Vertrags­
urkunden einen weitgehenden Fälschungsschutz, weil Manipula­
tionen in aller Regel durch einen Vergleich der Urkunden 
nachweisbar sind. Auch die im internationalen Handelsverkehr 
verbreitete Übung, jedes einzelne Blatt zu paraphieren, ver­
mag Fälschungen eher vorzubeugen als eine maschinelle 
Heftung, die möglicherweise einfach wieder zu lösen ist und
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häufig auch gedankenlos wieder gelöst zu werden pflegt, bei­
spielsweise dann, wenn eine Kopie gefertigt oder der Inhalt 
der Urkunde per Fax übermittelt werden soll.

Dem generellen Schriftformerfordernis des § 126 BGB ist 
nach alledem bei einer mehrere Blätter umfassenden und am En­
de des Textes Unterzeichneten Urkunde nicht nur dann genügt, 
wenn die einzelnen Blätter körperlich fest miteinander ver­
bunden sind, sondern auch dann, wenn sich die Einheit der Ur­
kunde aus anderen eindeutigen Merkmalen ergibt, zu denen ins­
besondere fortlaufende Paginierung, fortlaufende Numerierung 
der einzelnen Textabschnitte sowie über das jeweilige Seiten­
ende fortlaufender Text zu rechnen sind. Diese Merkmale sind 
- vom Sonderfall des Austauschs einzelner Blätter abgesehen - 
regelmäßig verläßlicher als eine feste, aber unschwer wieder 
zu lösende körperliche Verbindung, der zudem nicht anzusehen 
ist, wer sie vorgenommen hat und wann.

7. Dem Zweck des § 566 BGB, der die Schriftform für 
Mietverträge über Grundstücke vorschreibt, die für längere 
Zeit als ein Jahr geschlossen werden, sind lediglich inhalt­
liche Anforderungen an die Vertragsurkunde zu entnehmen. Er 
vermag keine über § 126 BGB hinausgehenden Anforderungen an 
die äußere Beschaffenheit des Ursprungsvertrages zu rechtfer­
tigen.

§ 566 BGB verfolgt vor allem den Zweck, es dem Grund­
stückserwerber, der nach § 571 BGB in bestehende Mietverträge 
eintritt, zu erleichtern, sich über den Umfang der auf ihn 
übergehenden Bindungen zu unterrichten (BGHZ 52, 25, 28; Em­
merich, Miete 6. Aufl. § 566 BGB Rdn. 1 m.w.N.). Soweit § 566 
BGB durch die Schriftform daneben auch die Beweisbarkeit 
langfristiger Abreden und eine gewisse Warnfunktion sicher-
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stellen soll (Emmerich aaO), sind diese Zwecke nachrangig und 
rechtfertigen keine über die vorstehende Erörterung zu § 126 
BGB hinausgehenden Anforderungen (vgl. auch BGHZ 42, 333,
339) .

Die besonderen inhaltlichen Anforderungen, die mit Rück­
sicht auf die mit § 566 BGB bezweckte Informationsfunktion an 
eine Mietvertragsurkunde zu stellen sind, sind jedenfalls er­
füllt, wenn sich die von den Parteien getroffenen Vereinba­
rungen vollständig aus dem von den Parteien unterschriebenen 
Schriftstück ergeben. Eine körperliche Verbindung der einzel­
nen Blätter einer solchen Urkunde ist für die Vollständigkeit 
der Information nicht von ausschlaggebender Bedeutung; sie 
erhöht allenfalls deren Zuverlässigkeit.

Ein Grundstückserwerber ist aber ohnehin auf die Red­
lichkeit seines Vertragspartners angewiesen. Denn § 566 BGB 
ist nicht dazu bestimmt, ihn vor einem betrügerischen Veräu­
ßerer zu schützen (vgl. BGHZ 52, 25, 28). So kann diese Vor­
schrift beispielsweise nicht verhindern, daß ihm der Veräuße­
rer des Grundstücks nicht sämtliche das Grundstück betreffen­
den langfristigen Mietverträge vorlegt. Der Erwerber wird 
dies zwar regelmäßig bemerken, wenn die ihm vorgelegten Miet­
verträge nicht alle zum Grundstück gehörenden Räumlichkeiten 
umfassen. Denkbar ist aber auch der Fall, daß ihm zwar ein 
über den Zeitpunkt des Grundstückserwerbs hinaus befristeter 
Mietvertrag vorgelegt wird, nicht aber ein mit dem Untermie­
ter abgeschlossener langfristiger Anschlußmietvertrag (vgl. 
BGH, Urteil vom 2. November 1988 - VIII ZR 7/88 - NJW-RR 
1989, 77, 78).

Nichts anderes gilt für einen Verlängerungsvertrag für 
einen der Veräußerung nachfolgenden Zeitraum (vgl. BGHZ 52,
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25, 29). Eine körperliche Verbindung eines solchen Vertrages 
mit dem Ursprungsvertrag wäre in einem solchen Fall geeignet, 
zu verhindern, daß er dem Grundstückserwerber vorenthalten 
wird. Gerade für den Fall eines ("in sich formgerechten", 
d.h. für sich allein gesehen der Schriftform des § 126 BGB 
genügenden) Verlängerungsvertrages hat der V. Zivilsenat aber 
eine Ausnahme von dem von ihm zuvor (BGHZ 40, 255) aufge­
stellten Erfordernis körperlicher Verbindung mehrerer Urkun­
den zugelassen (BGHZ 42, 333, 338 f). Dies zeigt, daß § 566 
BGB keinen umfassenden Schutz eines späteren Grundstückser­
werbers bewirken kann.

Die Gefahren, denen der Erwerber eines Grundstücks aus­
gesetzt ist, der von der Existenz auch ihn bindender langfri­
stiger Vereinbarungen mit einem Mieter nichts erfährt, sind 
jedenfalls nicht geringer als die Gefahren, die sich für ihn 
aus der Vorlage einer Vertragsurkunde mit teilweise ver­
fälschtem Inhalt ergeben. Der Schutzzweck des § 566 BGB 
rechtfertigt es daher nicht, im Hinblick auf die Fälschungs­
sicherheit besondere Anforderungen an die Beschaffenheit der 
Vertragsurkunde zu stellen. Deshalb vermag der Senat auch 
nicht der Auffassung von Schlemminger (aaO S. 2253) zu fol­
gen, § 566 BGB gewähre dem Grundstückserwerber zum Ausgleich 
dafür, daß er ohne Einschränkungen in die Rechte und Pflich­
ten aus dem Mietvertrag eintrete, einen "Anspruch" auf mög­
lichst sichere und zuverlässige Information über dessen Um­
fang und Inhalt, so daß eine aus losen Blättern oder Bögen 
bestehende Vertragsurkunde den besonderen Anforderungen die­
ser Vorschrift nicht genüge.

Zu einer anderen Beurteilung sieht sich der Senat auch 
nicht durch das weitere Argument Schlemmingers (aaO) veran­
laßt, selbst ohne Manipulationsabsicht bestehe bei größeren
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Hausverwaltungen die Gefahr der Vertauschung zu verschiedenen 
Mietverträgen gehörender Einzelblätter oder Einlegebögen. An­
zeichen dafür, daß diese Gefahr im Rechtsverkehr erhebliche 
praktische Bedeutung erlangt und zu einer Vielzahl entspre­
chender Rechtsstreitigkeiten geführt habe, sind nicht er­
sichtlich. Es besteht daher keine Notwendigkeit, wegen dieser 
nur unter bestimmten Voraussetzungen naheliegenden Gefahr be­
sondere, aus dem Wortlaut des Gesetzes nicht ersichtliche 
Formerfordernisse vorzuschreiben, zumal für einen Vertrags­
typus, der - insbesondere als Wohnraummietvertrag - in un­
übersehbarer Zahl auch von Rechtsunkundigen geschlossen wird.

Soweit Schlemminger zum Ausgleich der weitreichenden 
Folge des § 571 BGB einen stärkeren Schutz des Grundstückser­
werbers verlangt, darf zudem nicht übersehen werden, daß die 
Nichteinhaltung der Form auch für die Mietvertragspartei, die 
auf die im Mietvertrag schriftlich niedergelegte Vertragsdau­
er vertraut, weitreichende Konsequenzen haben kann (zumal die 
dem Senat aus seiner Tätigkeit bekannte Praxis zeigt, daß die 
Möglichkeit vorzeitiger Kündigung gemäß § 566 Satz 2 BGB weit 
häufiger von einer der ursprünglichen Mietvertragsparteien 
als von einem Grundstückserwerber wahrgenommen wird). Es be­
steht aber kein Anlaß, eine erhebliche Zahl mit besonderen 
Formerfordernissen nicht vertrauter Mieter und auch Vermieter 
dem Risiko einer ihrem übereinstimmenden Vertragswillen zuwi­
derlaufenden vorzeitigen Vertragsbeendigung auszusetzen, nur 
um die Gefahren zu begrenzen, die sich für die weit geringere 
Zahl derer ergeben können, die ein Grundstück von einem Ver­
äußerer erwerben, der zahlreiche Mietobjekte verwaltet.

8. Der hier zu beurteilende Mietvertrag der Parteien 
entspricht den vorstehend dargelegten Anforderungen an die 
Schriftform, weil die Einheit der Urkunde durch einheitliche
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graphische Gestaltung, Paginierung der Blätter und fortlau­
fende Numerierung der einzelnen Paragraphen hinreichend 
kenntlich gemacht ist.

Dem steht nicht entgegen, daß die §§ 11 bis 24 nicht im 
Anschluß an den auf Blatt 3 befindlichen § 10, sondern auf 
den Rückseiten von Blatt 1 und 2 abgedruckt sind. Diese Dis­
krepanz zwischen Paginierung und Paragraphenfolge, die er­
sichtlich darauf zurückzuführen ist, daß die §§ 11 bis 24 
keine individuellen Einfügungen vorsehen und deshalb nicht 
auf den allein durchschreibenden Vorderseiten stehen, beein­
trächtigt die Erkennbarkeit der gedanklichen Folge der ein­
zelnen Vertragsbestimmungen nicht, zumal § 25 auf diese An­
ordnung hinweist und der hierdurch auf die Rückseiten von 
Blatt 1 und 2 verwiesene Leser durch einen weiteren Hinweis 
im Anschluß an § 24 wieder zur Vorderseite von Blatt 3 ge­
führt wird.

Auch der Umstand, daß § 25 die Aufstellung der Betriebs­
kosten, die auf der - nicht unterschriebenen - Rückseite von 
Blatt 3 abgedruckt ist, zum Bestandteil des Mietvertrages er­
klärt, vermag die Formgültigkeit des Vertrages nicht in Frage 
zu stellen. Wegen der Bezugnahme auf der Vorderseite von 
Blatt 3 decken die darunter befindlichen Unterschriften auch 
die auf der Rückseite dieses Blattes abgedruckte Aufstellung.

9. Das angefochtene Urteil kann nach alledem mit der ge­
gebenen Begründung keinen Bestand haben. Die Sache war an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen, weil die zur Entscheidung



des Rechtsstreits erforderlichen Feststellungen dazu fehlen, 
ob der Beklagte der Klägerin die Untervermietung gestattet 
hat.

Blumenrohr Krohn Gerber

Sprick Weber-Monecke
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